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Hintergrund 

Die Bundesnetzagentur (BNetzA) hat am 12. Mai 2025 ein Verfahren zur „Allgemeinen Netzentgeltsystematik 
Strom“ eingeleitet. In dem zugehörigen Diskussionspapier werden potenzielle Maßnahmen zur 
Neuausrichtung der Netzentgeltsystematik evaluiert. In diesem Zusammenhang wird auch die Befreiung von 
Stromnetzentgelten für Elektrolyseure hinterfragt. 

VNG investiert bereits in den Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft und leistet so einen aktiven Beitrag zur 
Dekarbonisierung der Industrie und zur Stärkung des Standorts Deutschland. Konkrete Beispiele dafür sind 
der Energiepark Bad Lauchstädt – ein „Reallabor der Energiewende“ zur intelligenten Erzeugung, zum 
Transport, zur Vermarktung und Nutzung von grünem Wasserstoff - sowie unsere Beteiligung am Aufbau des 
Wasserstoffkernnetzes. Weitere Projektvorhaben treiben wir kontinuierlich voran. Eine mögliche Abschaffung 
der Netzentgeltbefreiung für Elektrolyseure hätte unmittelbare Auswirkungen auf unsere Wasserstoffprojekte 
– exemplarisch auf das Vorhaben „GreenRoot“ in Lutherstadt Wittenberg. Dort planen wir die Errichtung einer 
500-Megawatt-Elektrolyseanlage, die ab dem Jahr 2029 jährlich rund 50.000 Tonnen grünen Wasserstoff 
produzieren soll. Der wirtschaftliche Erfolg dieses und vieler weiterer Projekte hängt entscheidend von der 
Fortführung der Stromnetzentgeltbefreiung ab. 

Aktuell zeigt sich: Der Aufbau der Elektrolyseleistung in Deutschland stockt. Ende 2024 lag der Planungsstand 
bei über 11,3 GW, tatsächlich in Betrieb waren aber nur rund 110 MW. Seit Anfang 2025 geraten viele Projekte 
– darunter auch zahlreiche IPCEI-Vorhaben – durch Verzögerungen bei der EU-Förderung weiter in Rückstand. 
Gleichzeitig führen die aktuell sehr restriktiven Strombezugskriterien für grünen Wasserstoff (RFNBO) zu 
erheblichen Kostensteigerungen. Eine Anpassung wird auf EU-Ebene diskutiert. 

Die Entwicklungen machen deutlich: Der regulatorische Rahmen für den Wasserstoffhochlauf ist derzeit nicht 
ausreichend synchronisiert, um Investitionen - insbesondere in Elektrolyseprojekte - planungssicher und 
zügig umzusetzen. Eine zeitliche Begrenzung der Netzentgeltbefreiung für Elektrolyseure auf das Jahr 2029 
würde diese Unsicherheit weiter verschärfen. Zahlreiche Projekte könnten nicht mehr rechtzeitig umgesetzt 
werden – mit der Folge, dass Investitionen ausbleiben oder ins Ausland abwandern. Auch die 
Wettbewerbsfähigkeit deutscher Elektrolyseurhersteller wäre in einem entstehenden Leitmarkt gefährdet. 

Im Folgenden zeigen wir auf, welche zentrale Rolle die bestehende Netzentgeltbefreiung für den 
Markthochlauf von Elektrolyseuren spielt – und warum ihre Verlängerung über 2030 hinaus zwingend 
erforderlich ist. 

 

Ein Auslaufen der Stromnetzentgeltbefreiung für Elektrolyseure würde die 

Wirtschaftlichkeit von Erzeugungsprojekten erheblich gefährden 

Die von der BNetzA angedachte Abschaffung bestehender Befreiungstatbestände hätte gravierende 
wirtschaftliche Folgen für heimische Elektrolyseure. Allein durch die Erhebung von Netznutzungsentgelten 
für Elektrolyseure ist mit Kostensteigerungen bei den Wasserstoffgestehungskosten von bis zu 40 Prozent 
zu rechnen. Eine solche Belastung würde nicht nur die Realisierbarkeit laufender Projekte gefährden, 
sondern auch zentrale politische Ziele konterkarieren – so etwa die Zielsetzung bis 2030 mindestens 10 GW 
an heimischer Elektrolysekapazität aufzubauen, die bereits jetzt durch unzureichende politische 
Rahmenbedingungen verfehlt zu werden droht. 

Besonders betroffen wären zahlreiche bereits fortgeschrittene Projektentwicklungen, insbesondere auch im 
Norden Deutschlands. Diese zielen nicht nur auf die Versorgung der Industrie mit grünem Wasserstoff ab, 
sondern können perspektivisch auch netzdienlich wirken - etwa durch die Nutzung von Erzeugungsspitzen 
oder zur Entlastung überlasteter Netzabschnitte. Eine Abschaffung der Befreiung würde diese Projekte 
wirtschaftlich weiter unter Druck setzen und damit sowohl industrie- als auch energiepolitischen 
Zielstellungen zuwiderlaufen.  
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Nicht zuletzt widerspricht die vorgesehene Belastung dem Verursacherprinzip: Die maßgeblichen 
Netzausbaukosten entstehen primär durch den massiven Zubau erneuerbarer Erzeugungskapazitäten – 
nicht durch die Netznutzung durch Elektrolyseure. Diese tragen im Gegenteil aktiv zur Integration 
erneuerbarer Energien bei und stabilisieren durch flexible Fahrweise die Netzlast.  

Statt einer Abschaffung braucht es eine Verlängerung der Netzentgeltbefreiung über das Jahr 2030 hinaus. 
Gemäß § 118 Abs. 6 Satz 7 i. V. m. Satz 1 EnWG sind nur Elektrolyseure von der Befreiung erfasst, die bis zum 
4. August 2029 in Betrieb genommen werden. Es ist jedoch absehbar, dass viele Großprojekte – etwa 
aufgrund von Planungs-, Genehmigungs- und Förderverzögerungen – diesen Stichtag nicht einhalten 
können. Ohne Verlängerung droht diesen Projekten, wie zuvor skizziert, eine signifikante Verschlechterung 
der Wirtschaftlichkeit – mit weitreichenden Folgen für den Wasserstoffhochlauf in Deutschland. 

Wir fordern daher: 

▶ Beibehaltung der Netzentgeltbefreiung von Elektrolyseuren und Verlängerung über das Jahr 2030 
hinaus. 

 

Über VNG 

VNG ist ein europaweit aktiver Unternehmensverbund mit über 20 Gesellschaften und über 1.900 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Der Konzern mit Hauptsitz in Leipzig steht als Gasimporteur und 
Großhändler sowie als Betreiber von kritischer Gasinfrastruktur für eine sichere Versorgung mit Gas in 
Deutschland. Mit der Strategie „VNG 2030+“ verfolgt VNG darüber hinaus einen ambitionierten Pfad für einen 
Markthochlauf erneuerbarer und dekarbonisierter Gase wie Biogas und Wasserstoff und bereitet damit den 
Weg in ein nachhaltiges, versorgungssicheres und perspektivisch klimaneutrales Energiesystem der Zukunft. 
Die Investitionen von VNG in Infrastruktur und Grüngasprojekte erfolgen dabei vorrangig in Mittel- und 
Ostdeutschland, verbunden mit dem Ziel, als regional verankertes Unternehmen einen wesentlichen Beitrag 
für den Strukturwandel zu leisten. 
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